Kurzzusammenfassung der GR-Sitzung vom 5. Oktober 2004

Änderung des Dienstpostenplanes

Der bisher gültige Dienstpostenplan sah für den Leiter des Gemeindeamtes die Einstufung B/II – VI vor. Im Zuge der Neubesetzung dieser Stelle beschloss der Gemeinderat eine Änderung dieses Postens in B/II – VII, da seitens des designierten Amtsleiters die hierzu erforderlichen Voraussetzungen erfüllt werden.

Darlehensaufnahmen für die Kanalbauabschnitte BA 06 und BA 07

Zur Finanzierung der laufenden bzw. in Planung befindlichen Kanalbauarbeiten müssen Darlehen in Höhe von 1,555.300,- Euro für den BA 06 sowie 1,293.000,- Euro für den BA 07 aufgenommen werden. Ein Vergleich der eingereichten Angebote ergab, dass die Österreichische Postsparkassen AG die derzeit günstigsten Konditionen anbietet (+ 0,099 % auf 6-Monats-Euribor). Auf dieser Grundlage genehmigte der Gemeinderat, den Zuschlag für beide Darlehen an die vorgenannte Bestbieterin zu erteilen.

Gewährung eines Landesdarlehens für den Kanalbauabschnitt 07

Der Gemeinderat beschloss die Aufnahme eines vom Land Oberösterreich anlässlich der Errichtung der Abwasserbeseitigungsanlage Lichtenberg, BA 07, in Aussicht gestellten, zinsenfreien Darlehens in Höhe von 91.000,- Euro (entspricht 5 % der veranschlagten Gesamtkosten). Die Vereinbarung mit der Darlehensgeberin sieht weiters vor, dass über einen Zeitraum von mindestens 10 Jahren ab Fertigstellung der Anlage keine Schuldrückzahlungen geleistet werden müssen.

Vergabe der Arbeiten über die Ausführungsplanung beim Kanalbauabschnitt 07

Die Gemeinde Lichtenberg hat fünf Zivilingenieurbüros zur Erstellung eines Angebotes für Arbeiten über die Ausführungsplanung bzw. örtlichen Bauaufsicht eingeladen. Ein Vergleich der eingelangten Offerte weist das Ingenieurbüro DI Gerhard Kurz mit einem Gesamthonorar von 135.385,- Euro (exkl. 20 % USt.) als Bestbieter aus. Die entsprechende Auftragsvergabe wurde vom Gemeinderat genehmigt.

Ankauf von Grundflächen in Altlichenberg für die Ortsplatzgestaltung und deren Finanzierung

Die Gemeinde Lichtenberg beabsichtigt die Neugestaltung des Ortsplatzes in Altlichtenberg. Um über entsprechende Ressourcen zu verfügen, wurden über einen längeren Zeitraum intensive Verhandlungen mit den Grundeigentümern, Fam. Maria und Josef Kastner, geführt. In diesen konnte nunmehr über die notwendigen Grundstücksbewegungen (Kauf, Tausch, Rückübereignung) Einigung erzielt und ein Optionenvertrag errichtet werden. Insgesamt erwirbt die Gemeinde zu einem Quadratmeterpreis von 156,25 Euro Grundflächen im Ortskern Altlichtenberg im Ausmaß von 1.319 m². Der Kaufpreis wird nach Erfüllung einer vertraglich ausbedungenen Grundstücks-Umwidmung zur Zahlung fällig. 

Für die Finanzierung des Grundankaufes ist die Aufnahme eines Darlehens von 210.000,- Euro erforderlich. Die Gemeinde Lichtenberg hat im Rahmen einer beschränkten Ausschreibung sechs Banken um Erstellung eines Angebotes gebeten. Als Bestbieterin ging erneut die Österreichische Postsparkasse hervor (+ 0,10 % auf 6-Monats-Euribor). Eine gleichlautende Auftragsvergabe wurde im Gemeinderat beschlossen.

Sportpark Lichtenberg – Gesamtkosten und (laufender) Gemeindeanteil

Der Sportpark Lichtenberg wurde nach vierjähriger Bauzeit im Juli 2004 fertiggestellt. Die Gesamtkosten des Projektes beliefen sich auf 578.500,- Euro, von denen die Gemeinde Lichtenberg einen Finanzierungsanteil in Höhe von 138.500,- Euro leistete. Im Gemeinderat wurde neben der Kenntnisnahme des Abschlussberichtes beschlossen, dem Sportverein als jährliche Subvention die Kosten des Pachtzinses für den Sportpark im Ausmaß von derzeit 2.180,- Euro zu refundieren.

Dringlichkeitsantrag: Einwendung gegen die Errichtung eines Zwischenlagers für abgebrannte Brennstäbe beim AKW Temelin

Innerhalb der derzeit laufenden Einwendungsfrist im Rahmen des grenzüberschreitenden UVP-Verfahrens zum Vorhaben der Temelin-Betreiberfirma sprach sich der Gemeinderat gegen die Errichtung eines Zwischenlagers für abgebrannte Brennstäbe am Gelände des AKW Temelin aus. Die zuständigen Behörden der Tschechischen Republik werden ersucht, keine Genehmigung zur Errichtung und Betrieb des Lagers zu erteilen. Desgleichen wird die österreichische Bundesregierung ersucht, die grundsätzliche Ablehnung des Vorhabens zu vertreten und auf Realisierung der Nullvariante zu drängen.

